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7138 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 13. Oktober 2004 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Börsegesetz und das Wertpapieraufsichtsgesetz geändert werden  

Der vorliegende Gesetzesbeschluss des Nationalrates trägt dem Umstand Rechnung, dass die Richtlinie 
2003/6/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 28. 1. 2003 über Insider-Geschäfte und 
Marktmanipulation (Marktmissbrauch) umgesetzt wird. Ebenso werden damit die im Wege des 
Komitologieverfahrens zustandegekommenen Richtlinien der Kommission 2003/125/EG vom 22. 12. 
2003 zur Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates in Bezug 
auf die sachgerechte Darbietung von Anlageempfehlungen und die Offenlegung von Interessenkonflikten, 
2003/124/EG vom 22. 12. 2003 zur Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlamentes und des Rates betreffend die Begriffsbestimmung und die Veröffentlichung von 
Insiderinformationen und die Begriffsbestimmung der Marktmanipulation und 2004/72/EG vom 29. 4. 
2004 zur Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates – Zulässige 
Marktpraktiken, Definition von Insider-Informationen in Bezug auf Warenderivate, Erstellung von 
Insider-Verzeichnissen, Meldung von Eigengeschäften und Meldung verdächtiger Transaktionen 
umgesetzt. Für Maßnahmen im Rahmen der Verordnung der Kommission (EG) Nr. 2273/2003 vom 22. 
12. 2003 zur Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates – 
Ausnahmeregelungen für Rückkaufprogramme und Kursstabilisierungsmaßnahmen wurden 
entsprechende gesetzliche Ausnahmen von der Strafbarkeit der Marktmanipulation geschaffen. 
Inhaltlich wird durch diesen Beschluss der gesetzliche Rahmen zur wirksamen Bekämpfung des 
Marktmissbrauches (Insider-Handel, Marktmanipulation) neu geregelt, um das reibungslose 
Funktionieren der Wertpapiermärkte und das Vertrauen der Öffentlichkeit in diese Märkte zu 
gewährleisten. Daneben soll auch der Handel von im Wege von Emissionsprogrammen zugelassenen 
Verkehrsgegenständen auf der Börse ermöglicht werden. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 3. November 2004 mit Stimmenmehrheit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2004 11 03 

 Dipl.-Ing. Heribert Bogensperger Johann Kraml 
 Berichterstatter Vorsitzender 

 


